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Information 

Die CDU Saar erstrebt eine offene Gesellschaft mit unge­
hinderten Informationsflüssen. Die Transparenz der Willens­
bildung, der Entscheidungsprozesse und des Verwaltungshandelns 
ist elementar für eine freiheitliche Demokratie. 

Dazu gehört auch das geschärfte kritische Bewußtsein der Bür­
ger. Das Umgehen mit Informationen muß ein wesentlicher Be­
standteil der politischen Bildung werden. 

Die Freiheit der Meinungsäußerung und der ungehinderte Zu­
gang zu Informationen sind als unverzichtbare Grundelemente 
unserer demokratischen Ordnung zu sichern. 

Die Freiheit der Information setzt nicht nur den freien Zugang, 
sondern auch die Freiheit der Journalisten und Verleger voraus . 
Jede Art von Einengung und Diskriminierung der öffentlichen 
Information muß ebenso wie jede Zensur oder Sanktion durch 
gesetzliche Schutzmaßnahmen verhindert werden. 

Die Privatsphäre bedarf aber ebenso des besonderen Schutzes 
wie auch die Äußerungsmöglichkeiten von Minderheiten. 

Zur Verteidigung der Pressefreiheit lehnt die CDU die Vorschläge 
der liberal-sozialistischen Bundesregierung eines Presserechts­
rahmengesetzes entschieden ab. Die Rechte von Verlegern dür­
fen nicht beschnitten werden. Der zunehmenden Konzentration 
im Pressewesen muß durch steuerliche Erleichterungen, Vor­
zugstarife im Postvertrieb und durch gezielte Förderung klei­
nerer Unternehmen begegnet werden. 

Die öffentlich-rechtliche Struktur des Rundfunks soll prinzipiell 
Grundlage der Organisation von Hörfunk und Fernsehen bleiben. 

Infrastruktur, soziale 

Die CDU setzt sich dafür ein, daß die sozialen Einrichtungen 
und öffentlichen Dienstleistungen allen Bürgern in gleicher Weise 
erreichbar sind und zur Verfügung stehen. 

Deshalb müssen nicht nur vielfältige, sich ergänzende soziale 
Dienste zur Verfügung stehen und miteinander koordiniert 
werden, sondern es bedarf auch vor allem einer sinnvollen 
regionalen Verteilung sozialer Einrichtungen, um die Zugäng­
lichkeit für die Betroffenen sicherzustellen. 

Landesaltenplan, Krankenhausplan und Landes-Rehabilitations­
plan haben umfassende Bestandsaufnahmen für wichtige Be­
reiche der sozialen Infrastruktur geliefert und Entwicklungs-

tenaenzen für die 80er Jahre aufgezeigt. Der Landessozial­
plan soll ein umfassendes Bild der sozialen Infrastruktur 
zeichnen und Prognosen für deren Weiterentwicklung stellen 
(vgl. im übrigen Landessozialplan). 

Der Ausbau der sozialen Infrastruktur sollte zwar auf Länder­
ebene, aber nach bundeseinheitlichen Grundsätzen erfolgen. 

Überall dort, wo freie Träger und private Initiative Aufgaben 
der sozialen Dienste erfüllen können, sind deren Maßnahmen 
bei entsprechender Selbstbeteiligung durch öffentliche Mittel 
bevorzugt zu fördern. 

Die CDU unterstützt die wertvolle Arbeit der Jugendgemein­
schaften und -verbände. 

Im Rahmen unserer jugendpolitischen Gesamtkonzeption wollen 
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wir ein Gesetz zur Förderung der außerschulischen Jugendarbeit 
verabschieden, das die freien Träger der außerschulischen Jugend­
arbeit, vornehmlich die Jugendverbände, in die Lage versetzen 
soll, ihre umfassenden Aktivitäten zu intensivieren. 

Dieses Gesetz soll in sinnvoller Ergänzung des Jugendwohlfahrts­
gesetzes die Förderung und Weiterentwicklung der Jugendarbeit 
sicher stellen. 

Es soll alle Bereiche der Jugendarbeit erfassen und fördern. 
Dazu gehören: 

Politische Jugendbildung, 
musische Jugendbildung, 
naturwissenschaftlich- technische Bildung, 
internationale Jugendbegegnung, 
Freizeitgestaltung und Entwicklung sozialen Verhaltens. 

Die Jugendpolitik der CDU hat zum Ziele, den Jugendlichen zu 
einem kritischen, engagierten Staatsbürger zu formen. Sie soll 
soziale Unterschiede abbauen und die Selbstbestimmung junger 
Menschen fördern. Jugendpolitik hat immer auch einen konkreten 
Beitrag zur Chancengerechtigkeit zu liefern. Jugendhilfe ist auf 
der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden, 
insbesondere der Sozialpädagogik und der Sozialarbeit im Zu­
sammenwirken mit Fachkräften zu leisten. Die Arbeit öffent­
licher und freier Träger der Jugendhilfe steht hierbei partner­
schaftlich nebeneinander. Ausgehend vom bestehenden Landes­
jugendplan soll eine vorausschauende Landesjugendplanung im 
Rahmen der Entwicklungsplanung des Landes, mittel- und lang­
fristige Ziele der Jugendpolitik aufzeigen. In einem Stufenplan 
muß die Verwirklichung der gesteckten Ziele sichergestellt wer­
den. 

Bereits auf ihrem Landesparteitag 1973 hat die CDU Saar die 
Einrichtung moderner Jugendzentren gefordert. Wir setzen uns 
dafür ein, im Rahmen von Modelljugendzentren die Methode der 
Selbstverwaltung durch Jugendliche zu erproben , um Erfahrungs­
werte für die weitere Arbeit mit selbstverwalteten Zentren zu 
gewinnen. 
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Darüber hinaus sollen in den Gemeinden Begegnungsstätten 
errichtet werden. Diese Kommunikationszentren sollen Kon­
takte zwischen Menschen aller Altersgruppen herstellen, eine 
Atmosphäre der Gesprächsbereitschaft schaffen und schließ­
lich Spannungen zwischen den Generationen abbauen helfen. 

Die CDU setzt sich für die Schaffung von Jugendberatungs­
diensten ein. Diese Jugendberatungsdienste haben die Auf­
gabe, dem Jugend.liehen in den verschiedensten Problem­
lagen Hilfestellung zu leisten und ihn über Möglichkeiten, 
Rechte und Pflichten zu beraten und aufzuklären. 

Ferner setzt sich die CDU für die Schaffung von Jugend ­
wohngruppen ein, die - unter fachlicher Leitung und Be­
treuung - milieugeschädigten jungen Menschen die Chance 
bieten, Erziehungsdefizite abzubauen und sich in der Ge­
sellschaft zurecht zu finden. Diese Jugendwohngruppen sollen 
vorrangig in Trägerschaft freier Verbände organisiert wer­
den. 

Mit einer Aktion "Jugend 75" will die CDU Saar die Bedeu­
tung der Jugendpolitik unterstreichen, auf Probleme auf­
merksam machen und um Verständnis der Öffentlichkeit für 
die Belange der Jugend werben. Diese Aktion soll einmal 
über die vielfältigen Aktivitäten der Jugendarbeit informieren, 
aber auch die Jugend selbst auf die Möglichkeiten gesellschaft­
lichen Engagements hinweisen und den Dialog zwischen Staat 
und Jugend fördern. Nach Auffassung der CDU sollten sich 
an dieser Aktion alle gesellschaftlichen Gruppierungen aus 
dem Bereich der Jugendpolitik beteiligen. 

Kinder 

Die CDU Saar unterstreicht das Recht des Kindes auf eine 
gute Ausbildung und Erziehung. Nach verschiedenen jugend­
politischen Aktivitäten wird es Aufgabe der nächsten Jahre 
sein, den weiten Bereich der "Politik für das Kind" verstärkt 
anzugehen. Das Vorschulgesetz und die Rahmenrichtlinien 
zur vorschulischen Erziehung waren ein erster großer Schritt 
in diese Richtung. Die Verbesserung der Situation der Kinder­
tageseinrichtungen, wo das Saarland bereits den zweiten Platz 
in der Bundesrepublik erreicht hat, wird zügig vorangetrieben. 
Ein eigenes Landesspielplatzgesetz, die Schaffung kindgerechter 
Wohnungen, die Aktivierung der Ausbildungsstätten für Kinder­
gärtnerinnen, Sozialarbeiter und Pädagogen sind nur einige 
der geplanten Maßnahmen, die auf Landesebene verwirklicht 
werden können. Auch im Hinblick auf bundespolitische Initia­
tiven wird sich eine CDU-Landesregierung weiter einsetzen 
für: 

die Einführung eines Erziehungsgeldes 
die weitere Verbesserung des Familienlastenaus­
gleichs 
die Verbesserung des Adoptionsrechts 
die Reform der Jugendhilfe 
die Kinder am Rande der Gesellschaft. 

Kindergeld 

Durch die Neuregelung des Familienlastenausgleichs ist die 
langjährige Forderung der CDU Saar nach der Gewährung des 
Kindergeldes vom ersten Kind an in Erfüllung gegangen. 

Aber trotz der Anhebung der Kindergeldsätze wird es selbst 
bei Familien mit ein oder zwei Kindern nicht ausbleiben, daß 
bei fortschreitender Geldentwertung die neuen Kindergeldsätze 
in absehoarer Zeit den wirklichen Förderungsbedarf eines 
Kindes nicht mehr decken . 

Die CDU wird sich daher nach wie vor dafür einsetzen, daß 
das Kindergeld breiter, d. h. über das dritte Kind hinaus ge­
staffelt wird und angesichts der ständig steigenden Lebens­
haltungskosten alljährlich an die wirtschaftliche Entwicklung 
angepaßt wird, um ein reales Absinken - wie in den vergangenen 
Jahren - zu vermeiden. 

Damit soll der Lebensstandard der Familie im Interesse 
ihrer Funktion für die Gesellschaft gesichert bleiben. Hier­
durch verursachte Mehraufwendungen sind vorweggenommene 
Ausgaben, die bei weiteren Unterlassungen in der Familien­
politik in späteren Jahren in höherem Ausmaß zur Beseitigung 
auftretender Schwierigkeiten und Gesellschaftsschäden not­
wendig würden. 

Kommunalpolitik 

Die Gemeinde bildet einen unmittelbaren Lebensraum der 
Menschen. Hier werden die öffentlichen Leistungen dargeboten, 
die in der modernen Welt notwendig und üblich sind. In diesem 
Bereich ist der Bürger aber auch besonders aufgerufen, auf 
demokratischer Ebene mitzugestalten und sich am öffentlichen 
Leben zu beteiligen, um so an der Verwirklichung unserer 
freiheitlichen demokratischen Ordnung im sozialen Rechts­
staat teilzuhaben. 
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Die CDU als Volkspartei will die Mitwirkung aller Gruppen und 
Verbände und eines jeden Bürgers; sie ist allen Bevölkerungs­
schichten verpflichtet, in besonderem Maße aber denjenigen, die 
der Solidarität der Gemeinschaft bedürfen. 

Um diese unsere Ziele verwirklichen zu können, müssen alle 
Maßnahmen ergriffen werden, die dafür zweckmäßig sind. Des­
halb ist eine Rangfolge zu bestimmen, da nicht alles zugleich 
geschehen kann. 

1. Die Mitwirkung der Bürger im öffentlichen Leben ist zu 
verstärken und auszubauen. Das muß in erster Linie auf ge­
meindlicher Ebene geschehen. Der moderne Mensch muß wieder 
mehr dazu hingeführt werden, in eigener Mitverantwortung seinen 
engeren Lebensraum zu gestalten. 

2. Die kommunale Selbstverwaltung gewährleistet bürgerschaft-
liche Mitwirkung und Mitverantwortung. Sie muß daher weiter 
ausgebaut und ausgebildet werden. 
Zentralistische Tendenzen, die zu Lasten der föderalistischen 
Organisation der Bundesrepublik und ihrer Gemeinden gehen, 
sind abzulehnen. 

3. Die kommunalen Gebietskörperschaften brauchen eine aus-
reichende Finanzgrundlage, denn sie haben große und umfang­
reiche öffentliche Investitionen zum Wohle ihrer Bürger durch­
zuführen. Das kann nur geschehen, wenn sie an dem Gesamt­
steueraufkommen angemessen beteiligt werden. Tendenzen des 
Bundes, den Anteil der Gemeinden zu kürzen bzw. nicht ange­
messen wachsen zu lassen, müssen daher unterbunden werden. 

4. Die CDU wird dafür sorgen, daß die Menschen auch bei 
weiterer Industriealisierung menschenwürdig leben können. 
Nicht nur moderner Städtebau, sondern auch Stadt- und Alt­
bausanierungen sind hierzu geeignete Mittel, auf sie sollte 
besonderer Wert gelegt werden. 

5. Freizeit, Naherholung und Urlaub sind notwendige Teile 
des modernen Lebens geworden. Sie dienen der Lebensfreude 
und der Erhaltung der Arbeitskraft und bilden deshalb mit ein 
Fundament unserer demokratisch freiheitlichen Grundordnung. 

Wie die Ergebnisse der letzten Kommunalwahlen eindrucksvoll 
beweisen, ist die von der Landesregierung gegen die Stimmen 
der Opposition erfolgreich durchgeführte Gebiets- und Verwal­
tungsreform von der Bevölkerung weitgehend akzeptiert worden. 

Das Ziel leistungsfähiger Gebietskörperschaften und Ver­
waltungseinheiten ist damit ein Stück näher gerückt. Die 
CDU Saar wird sich in Zukunft darum bemühen, die neuge­
schaffenen Möglichkeiten zur Straffung und Rationalisierung 
der Verwaltung voll auszuschöpfen. 

55 

Krankenhäuser 

Im Vergleich zu anderen Bundesländern hat das Saarland einen 
überdurchschnittlich hohen Anteil an modernen und leistungs­
fähigen Krankenhäusern aufzuweisen. Dies zeigt sich an der 
hohen Bettendichte im Akutkrankenbereich (95, 7 Betten auf je 
10. 000 Einwohner), der erheblich über dem Bundesdurchschnitt 
liegt, und an der vorbildlichen Bettenausstattung der Kranken­
zimmer (über drei Viertel aller Akutkrankenbetten stehen in 
Krankenzimmern mit drei oder weniger Betten). Die Ausgaben 
für das saarländische Krankenhauswesen steigen ständig; sie 
betragen 1974 über 130 Mio DM. 

Dennoch werden wir uns auch hier mit dem Erreichten nicht 
zufriedengeben, denn ohne ein modernes Krankenhauswesen 
ist heute eine optimale medizinische Versorgung der Bevölke-
rung nicht mehr denkbar. Das Ziel unserer Krankenhausplanung, 
der saarländischen Bevölkerung ein sich am Bedarf orientierendes, 
abgestuftes und regional gegliedertes System leistungsfähiger, 
sich ergänzender und miteinander kooperierender Kranken-
häuser anzubieten, ist weitgehend erreicht. 

Nach Maßgabe des Krankenhausbedarfsplanes sind dort, wo dies 
noch erforderlich ist, zusätzliche Fachabteilungen zu schaffen, 
weitere Modernisierungsmaßnahmen vorzunehmen und eine Ver­
besserung der Personalsituation herbeizuführen. 

Wir fordern den weiteren Ausbau der Universitätskliniken und 
eine Verbesserung der Versorgung unserer psychisch Kranken . 

Kultur- und Kunstpflege 

Die Pflege und Erhaltung unseres kulturellen Erbes betrachtet 
die CDU Saar als vornehme Pflicht und Aufgabe. Das vielfältige 
und anspruchsvolle Angebot von Staats- und Landestheater, die 
gute Ausstattung unserer Museen und Galerien, das reichhaltige 
Angebot unserer Bibliotheken, die Restauration und Erhaltung 
vieler historischer Bauten und Denkmäler, wären nicht denkbar 
ohne die tatkräftige Unterstützung unserer Landesregierung. Aber 
auch die wertvolle Arbeit der zahlreichen kulturellen Vereine, der 
Laienspiel- und Volkstanzgruppen wollen wir durch eine ange­
messene Förderung wirksamer unterstützen. 

Länderneugliederung 

Die CDU Saar hält an der Selbständigkeit des Saarlandes fest . 
Das einstige Saargebiet ist durch Volkscharakter, wirtschaft­
liche und geographische Bedingungen insbesondere aber durch 
die historische Entwicklung als eine Einheit anzusehen. Die 
Erhaltung des Saarlandes als politisch und wirtschaftlich eigen­
ständige Einheit im föderalistischen Staatswesen der Bundes­
republik Deutschland entspricht dem wachsenden Landesbewußt­
sein und dem Willen der saarländischen Bevölkerung. Wir fordern 
die Bundesregierung auf, diesen Tatsachen Rechnung zu tragen 
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und das Saarland bei der Einrichtung von Bundesbehörden und 
bei der Förderung einezlner Regionen in Zukunft angemessener 
zu berücksichtigen. 

Landessozialplan 

Der Landessozialplan, als eine Gesamtschau der sozialpo­
litischen Aktivitäten der Landesregierung, soll dazu dienen : 

das gesamte Angebot sozialmotivierter Dienstleistungen und 
Hilfestellungen des Landes zu erfassen und damit allen im 
Sozialbereich Tätigen eine Orientierungshilfe zu geben; 

den Zusammenhang und die wechselseitige Abhängigkeit der 
sozialpolitischen Leistungen darzustellen; 

die Zielsetzungen für zukünftiges Handeln im sozialen Bereich 
klar erkennbar zu machen und so das sozialpolitische Konzept 
der Landesregierung und der sie tragenden CDU Saar zu ver­
deutlichen; 

und in einem Sozialbudget die Finanzierungsmittel aufzu­
zeichnen, die zur Verwirklichung dieser Zielsetzungen er­
forderlich sind. 

Der Landessozialplan steht in enger Verbindung mit der Finanz­
planung. Dies gewährleistet, daß der Sozialhaushalt nicht im 
"luftleeren" bzw. budgetlosen Raum schwebt. Gleichzeitig wird 
mit der Erstellung des Sozialbudgets eine Voraussetzung ge­
schaffen, über eine rein fiskalisch orientierte mittelfristige 
Finanzplanung hinauszukommen. 

Darüber hinaus wird die Sozialplanung in die allgemeine Ent­
wicklungsplanung einbezogen. Durch eine solche integrierte 
Gesamtplanung wird verhindert, daß einzelne Planungsvorhaben 
aus dem Gesamtrahmen der Landespolitik herausgelöst werden. 
Die Ergebnisse des Landesentwicklungsprogrammes stellen 
daher unentbehrliche Eckdaten und Eingabegrößen für den Lan­
dessozialplan dar . 

Leistungsprinzip 

Die moderne Gesellschaft im Zeitalter der Technik lebt wesentlich 
von den Leistungsbeiträgen aller ihrer Glieder. Ohne ständige 
Leistungen würde eine wirtschaftliche und soziale Katastrophe 
hereinbrechen. 
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Die CDU bekennt sich zum Leistungsprinzip als dem Motor 
von wirtschaftlichem, technis chem und sozialem Fortschritt. 

Selbstverständlich muß die Leis tungsanforderung an den ein zelnen 
den menschlich zumutbaren, persönlichen L eistungsmöglichkei ten 
entsprechen. 

Menschlichkeit geht vor Leistungsforderungen. Aber damit darf 
weder ein sentimentaler noch ein politischer Verzicht auf 
Leistungsanforderung getarnt werden. 

Unterschiedliche Leistungen sollen auch jeweils angemessen ent­
lohnt werden. Höhere Leistungen sind ohne höhere Leistungsan­
reize kaum denkbar . Wer Leistungen erbringt, soll auch Nutzen 
davon haben. Die Verketzerung des Leistungsprinzips durch 
linke Demagogen muß als bloße Z ersetzungstaktik entlarv t wer­
den : gerade in sozialistischen Regimen werden gnadenlose Lei­
stungszwänge ausgeübt, ohne den betroffenen Arbeitern auch 
nur angemessene Vorteile dafür zu bieten. 

Luftverkehr 

Mit dem Ausbau des Flughafens Ensheim ist der Landesregie­
rung die Angliederung des Saarlandes an das internationale 
Luftverkehrsnetz gelungen. In Zukunft müssen Flugsicherung 
und Ausstattung des Flughafens weiter verbessert werden. Ziel 
der CDU bleibt die Verdichtung des Angebotes an Flugverbin­
dungen von Saarbrücken zu den wichtigsten europäischen Groß­
flughäfen. 

Marktwirtschaft, soziale 

Die CDU vertritt nach wie vor ein dynamisches Konzept der 
sozialen Marktwirtschaft. Weder grenzenloser Liberalismus, 
noch Staatswirtschaft sozialistischer Prägung können auch nur 
annähernd eine so leistungsfähige Wirtschaft und die individuellen 
Freiheitsrechte garantieren. Daher gibt es für uns keine Alter­
native. 

Wir wollen die soziale Marktwirtschaft so fortentwickeln, daß 
die persönliche Initiative gestärkt und immer mehr Teilhabe 
am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Fortschritt ver­
wirklicht wird . Die CDU ist deshalb entschieden gegen die 
Konzentration wirtschaftlicher Macht und für die Gewinnbe­
teiligung der Arbeitnehmer; gegen jede Verstaatlichung und 
für die Erhaltung des Privateigentums. 
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Mitbestimmung 

Eine soziale Marktwirtschaft schließt ein, daß alle an der Wirt­
schaft beteiligten Kräfte zu funktionsgerechter Mitbestimmung 
in partnerschaftlicher Zusammenarbeit vereinigt werden. Wir 
werden daher ein einheitliches Betriebsverfassungs- und Unter­
nehmensrecht schaffen, das Rechte und Verantwortung der Ar­
beitnehmer stärkt, die Wettbewerbs- und Leistungsfähigkeit 
der Unternehmer fördert und im Einklang mit der Tarifauto­
nomie steht. Wir wollen, daß die individuellen Interessen der 
Arbeitnehmer in den Betrieben stärker berücksichtigt werden. 
Deshalb setzen wir uns ein für: 

stärkere Rechte für den einzelnen Arbeitnehmer am Arbeits­
platz, 
Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Mitbestimmungs­
organen durch die Belegschaft, 
stärkere persönliche Stellung der Mitglieder der Ver­
tretungsorgane der Arbeitnehmer, 
besseren Minderheiten- und Gruppenschutz, 
bessere Vertretungsrechte für die jugendlichen Arbeit­
nehmer, 
eigene Vertretungsrechte für die leitenden Angestellten, 
Wahl von Arbeitsgruppensprechern, 
erweiterte Zuständigkeiten für den Wirtschaftsausschuß 
und den Gesamtbetriebsrat, 
verantwortliche Bearbeitung der sozialen und personellen 
Belange der Arbeitnehmer auf Vorstandsebene. 

Mitbestimmung in der Schule 

In Zukunft werden Eltern und Schüler weit mehr als bisher die 
Möglichkeit haben, auf das, was in unseren Schulen geschieht, 
Einfluß zu nehmen. Das am 1. August in Kraft getretene saar­
ländische Schulmitbestimmungsgesetz erweitert ihre Rechte 
beträchtlich. 

Ziel dieses Gesetzes ist es: 
Schülern und Eltern umfassende Informationsbefugnisse 
zu geben, 
Entscheidungsvorgänge durchsichtiger zu m achen, 
zusätzlichen Sachverstand zu mobilisieren, 
die Bedingungen für ein partnerschaftliches Zusammenwirken 
von Lehrern, Eltern und Schülern zu verbessern. 

Zu diesem Zweck sieht das Gesetz auf allen Ebenen des Schul­
wesens - Einzelschule, Schulregion, Landesebene - für Eltern 
und Schüler eine breite Skala von Mitwirkungsrechten vor , n äm­
lich Informations-, Anhör-, Beratungs- und Mitbestimmungsrechte. 
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Dies sind die wichtigsten: 

Eltern- und Schülervertreter nehmen an den Konferenzen 
der Lehrer mit beratender Stimme teil. 

In dem gemischten Gremium der S chulkonferenz, in dem 
Eltern ur d Schüler von den Lehrern nicht überstimmt wer­
den können, entscheiden Eltern und Schüler über wichti-
ge schulorganisatorische Fragen mit. 

Schüler und Eltern sind über die Unterrichtsplanung der 
Lehrer zu informieren und an der Planung und Gestaltung 
des Unterrichts zu beteiligen. 

- In Fragen der Auswahl des Lehrstoffes, der Bildung von 
Schwerpunkten, der Reihenfolge einzelner Themen und der 
Anwendung bestimmter Unterrichtsformen ist Schülern und 
Eltern Gelegenheit zu Vorschlägen und Aussprachen zu ge­
ben. 

Dem Schüler und seinen Eltern sind die Bewertungsmaß­
stäbe für die Notengebung und die sontigen Beurteilungen 
zu erläutern. 

Dem Schüler ist auf Antrag nach Beendigung der Prüfung Ein­
sicht in sämtliche Prüfungsakten zu gewähren. 

Den Eltern soll unter Berücksichtigung der pädagogischen 
Situation der Klasse und im Einvernehmen mit dem Lehrer 
Gelegenheit zu Unterrichtsbesuchen gegeben werden. 

Di e Landeseltern- und Landesschülervertretungen sind vor 
wichtigen Maßnahmen vom Kultusministerium zu hören, 
z.B. vor dem Erlaß neuer Gesetze, Versetzungsordnungen, 
Prüfungsordnungen und der Einführung neuer Lehrpläne. 

Im übrigen werden auch in Zukunft innerhalb unseres Schul­
wesens jene klaren Verantwortlichkeiten gewährleistet sein, 
die im Interesse des einzelnen Schülers zu fordern sind. So 
bleibt die parlamentarische Verantwortlichkeit der Regierung 
für den bildungspolitischen Bereich ebenso sichergestellt wie 
die Verantwortlichkeit der Lehrer in fachlichen Angelegen­
heiten. 

Mittelstand 

Wir betrachten eine breite Schicht von Selbständigen, ihnen ver­
gleichbaren Führungskräften in der Wirtschaft und freiberuf­
lich Tätigen als wesentliches Element unserer marktwirtschaft­
lichen Ordnung. 
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Die gegenwärtige Steuerpolitik der liberalsozialistischen 
Bundesregierung muß als ausgesprochen mittelstandsfeind­
lich angesehen werden. Die Beharrlichkeit der Union im Rin­
gen um die Steuerreform hat für mittelständische Unternehmen 
schon wesentliche Erleichterungen erbracht. 

Dennoch ist die augenblickliche Lage vieler saarländischer 
Mittel- und Kleinunternehmen, insbesondere im Bereich des 
Einzelhandels, besorgniserregend. Zu einer schnellen und 
sicheren Versorgung unserer Bevölkerung mit Gütern und 
Dienstleistungen und zur Aufrechterhaltung eines funktions­
fähigen Wettbewerbs kommt aber gerade einem gesunden 
Mittelstand eine besondere Bedeutung zu . Daher fordert die 
CDU Saar: 

Die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der mittelständischen 
Unternehmen, insbesondere auch im Handel und im Hand­
werk, den freien Berufen und im Dienstleistungsgewerbe, ist 
durch Förderung der Zusammenarbeit, durch Beteiligung an 
öffentlichen Aufträgen und durch Beseitigung wettbewerbsver­
zerrender Faktoren zu stärken. Die Steuer- und Soziallasten 
müssen wettbewerbsneutral gestaltet sein . Rationalisierung 
und Eigenkapitalbildung der mittelständischen Unternehmen 
sind zu erleichtern; die Beteiligungsfinanzierung ist zu ver­
bessern; das Beratungs- und Informationswesen, die Fort­
bildung sowie Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sind 
zu fördern. Durch zinsgünstige Kredite für die Gründung s elb­
ständiger Existenzen sollen die Startchancen verbessert 
werden. 

Nahverkehr 

In der Bewältigung der Nahverkehrsprobleme im Saarland 
sieht die CDU Saar eine zentrale Voraussetzung für die Er­
füllung der strukturpolitischen Ziele dieses Landes. Ein 
guter Nahverkehr kommt jedem Bürger unmittelbar zugute: 
dem Arbeitnehmer, dem Unternehmer und auch jedem Ver­
braucher . 

Die CDU Saar sieht in der Schaffung eines leistungsfähigen 
'Verkehrsverbundes im Saarland eine entscheidende Voraus­
setzung dafür, daß der Personennahverkehr in diesem Bal­
lungsraum wirtschaftlich und leistungsfähig betrieben wer­
den kann. Die Schaffung eines Verkehrsverbundes muß je­
doch als ein Akt der Selbsthilfe der Verkehrsträger ange­
sehen werden. Die CDU Saar ist der Überzeugung, 
daß eine derartig organisatorische Verbesserung no~h 
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nicht hinreichend ist, um 'eine Gestaltung des Nahverkehrs 
zu erreichen, die allen Ansprüchen der Bevölkerung voll ge­
recht wird. Sie setzt sich deswegen für die Erarbeitung eines 
Nahverkehrskonzeptes ein, das eine enge Koordinierung der 
kommunalen Verkehrsplanung in einem Gesamtkonzept für 
das Land ermöglicht. Diese Konzeption wird sicherstellen, daß 
die Arbeitsteilung zwischen den verschiedenen Verkehrs­
trägern erfolgt . Danach muß der Massenverkehr im Ballungs­
gebiet und entlang der Entwicklungsachsen des Saarlandes 
in größ:möglichem Umfang durch schienengebundene Ver­
kehrsträger bewältigt werden, In diesen Bereichen wird der 
Ausbau eines S-Bahnnetzes überprüft. Der straßengebundene 
Verkehr hat dagegen seine wesentlichen Vorzüge in der Er­
schließung der dünner besiedelten ländlichen Gebiete. 

Die CDU Saar ist der Überzeugung, daß der öffentliche Per­
sonenverkehr von allen gemeinwirtschaftlich. motivierten 
Belastungen befreit werden sollte. 

Sie wird sich dafür einsetzen, daß die Entwicklung der Sied­
lungsstruktur mit den Bedürfnissen eines leistungsfähigen 
Nahverkehrssystems eng koordiniert wird. Und sie wird da­
für Sorge tragen, daß auch die Einsatzmöglichkeiten neuer 
Verkehrstechniken zur Bewältigung der speziellen Nahver­
kehrsprobleme im Saarland überpriift werden. Das ist nicht 
zuletzt deshalb erforderlich, weil die Verbesserung unserer 
Umweltqualität eine gezielte Verlagerung des Individual­
verkehrs auf den öffentlichen Personenverkehr notwendig 
macht. 

Öffentlicher Dienst 

Aufgaben und Bedeutung des öffentlichen Dienstes in unserem 
stark dienstleistungsorientierten Wirtschafts- und Sozialgefüge 
haben in den letzten Jahren ständig zugenommen. Damit sind 
auch die Anforderungen an die Organisation und die Leistungs­
fähigkeit des öffentlichen Dienstes gestiegen. 

Die oft lebenswichtigen Aufgaben des öffentlichen Dienstes ver­
langen die Loyalität eines Berufsbeamtentums. Dabei betont 
die CDU neben der Fürsorgepflicht des Staates die besonderen 
Treuepflichten des Beamten als Staatsdiener. Eine Reform des 
Beamtenrechts, insbesondere die Modernisierung der Laufbahn­
und Besoldungsordnung und die Anpassung des Beamtentums an 
die Bedürfnisse einer funktionalen Verwaltung sind dringende 
Aufgaben, die so bald als möglich gelöst werden müssen. Dazu 
gehört auch eine stärkere Berücksichtigung des Leistungsprin­
zips. 
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Der Gefahr einer unvertretbaren Aufblähung des öffentlichen 
Dienstes werden wir mit einem detaillierten Personalentwicklungs­
plan begegnen. Damit wird sichergest':!llt, daß alle wichtigen öffent­
lichen Aufgaben mit dem geringstmöglichen Aufwand erfüllt werden 
können . 

Die CDU hat ein Personalvertretungsgesetz geschaffen, das zu 
den fortschrittlichsten in der Bundesrepublik zählt: es dehnt die 
Mitbestimmungsrechte der 40. 000 im öffentlichen Dienst Beschäf­
tigten auf den gesamten personellen und sozialen Bereich aus. 
In gleicher Weise soll auch das Recht der Richtervertretung weiter­
entwickelt werden. 

Die zunehmende Unterwanderung des öffentlichen Dienstes durch 
radikale Kräfte von rechts oder links stellt eine Herausforderung 
an unser Prinzip der streitbaren Demokratie dar. Wir werden es 
daher in keinem Falle zulassen, daß in saarländischen Schulen, 
Gerichtssälen oder Verwaltungen der Klassenkampf propagiert 
wird. 

Orientierungsstufe 

Chancengerechtigkeit im Schulwesen erfordert, daß der junge 
Mensch eine seinen Fähigkeiten, Neigungen sowie seinem 
Leistungswillen entsprechende Förderung erfährt, damit 
Fehlleitungen weitestgehend vermieden werden. 

Dies ist von ganz besonderer Bedeutung an den Gelenkstellen 
des Bildungswesens, an denen Entscheidungen über weiterfüh­
rende Bildungsgänge in Hauptschule, Realschule und Gymna 
sium zu treffen sind. 

Für die 11- und 12-jährigen in den Klassenstufen 5 und 6 soll die 
Orienterungsstufe diese Aufgabe erfüllen. Sie soll die Schüler 
so gezielt fördern, daß die Entscheidung über ihre weiteren 
schulischen Bildungsgänge auf eine gesicherte Grundlage 
gestellt ist und für Schüler, Eltern und Lehrer durchsichtiger 
wird. 

Die Orientierungsstufe stellt daher in erster Linie eine päda­
gogische Aufgabe dar. Organisatorisch soll sie schulformunab­
hängig eingerichtet werden . Da sie auf die verschiedenen 
Schulformen hinführt, wird mit ihrer Einführung nicht etwa, 
wie fälschlich von politischen Gegnern behauptet wird, der 
Einführung einer integrierten Gesamtschule das Wort geredet. 

Wichtige inhaltliche und organisatorische Vorbereitungen wer­
den bereits getroffen: 
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Lernzielorientierte Lehrpläne für die einzelnen Fächer der 
Orientierungsstufe liegen vor 

ein grundlegendes Differenzierungsmodell für eine individu 
elle Gestaltung des Bildungsganges wurde erarbeitet 

Lehrer der verschiedenen Schulformen werden auf ihren 
Einsatz in der Orientierungsstufe vorbereitet 

die Standorte für Orientierungsstufen werden festgelegt. 

Raumordnung 

Ziel der Raumordnung ist eine Siedlungs- und Infrastruktur, 
die die Entwicklungsmöglichkeiten des Einzelnen in der Ge­
sellschaft verbessert und eine wachstumsfähige Volkswirt­
schaft sowie die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnis-
se im Bundesgebiet und in den einzelnen Regionen gewähr ­
leistet. Eine solche Politik muß über die Landesgrenzen hin­
weg erfolgen ohne die Eigenständigkeit der Bundesländer in 
Frage zu stellen. Die Pflege der Landschaft und die Erhal­
tung des Gleichgewichts im Naturhaushalt sind Aufgaben, derncn 
wir in Zukunft besondere Bedeutung zumessen. 

In den ländlichen Gebieten müssen genügend gewerbliche 
Arbeitsplätze geschaffen werden. Eine ausreichende Zahl 
zentraler Orte soll die Bewohner auf dem Lande mit jenen 
öffentlichen Dienstleistungen versorgen, die die einzelne Ge 
meinde nicht bereitzustellen vermag. Mittelgroße Städte sol­
len zu regionalen Zentren ausgebaut werden. Attraktive öffent­
liche und private Dienstleisi.ungen sollen neue wirtschaft-
liche Unternehmen anziehen und dadurch ihr Angebot an Ar­
beitsplätzen erhöhen. Das Saarland muß auch in Zukunft an ­
gemessen mit Bundesdienststellen bedacht werden . 

Um einen wirksamen Vollzug der Raumordnungspolitik zu 
sichern, müssen Bund, Länder und Gemeinden ein System 
verbindlicher, aufeinander abgestimmter Raumordnungs­
regeln entwerfen, die auch bei den mehrjährigen Finanz- und 
Investitionsplanungen der öffentlichen Hand auf allen Ebenen 
wirksam werden. 
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Rauschgiftkriminalität 

Die Rauschgiftkriminalität stellt immer noch ein ernsthaftes 
Problem dar. Sie ist Herausforderung nicht nur an Polizei 
und Justiz, sondern auch an unsere gesamte Geselllschaft. 
Die CDU Saar fordert daher vor allem vorbeugende Maßnah­
men. Das bedeutet im einzelnen: 

sachliche Aufklärung über Suchtgefahren und Hintergründe 
in allen Schulen; 

- Aufklärung und Beratung der Eltern suchtgefährdeter Jugend­
licher; 

Beratungsstellen für Drogenabhängige; großzügige Unter­
stützung aller freien Träger, die sich um die Resoziali­
sierung Drogenabhängiger bemühen. 

Darüberhinaus fordern wir eine h ärtere Bestrafung derer, die 
als Dealer und Geschäftemacher L eben und Gesundheit vieler 
unserer Jugendlichen gefährdtn. 

Rechtsberatung für Bürger mit geringem Einkommen 

Die ständig zunehmende Zahl von gesetzlichen Regelungen auf 
allen Lebensgebieten und die Kompliziertheit unserer Rechts­
ordnung erschweren Bürgern mit geringem Einkommen und 
Vermögen die zweckentsprechende Verfolgung oder Verteidi ­
gung ihrer Rechte. Der freiheitliche, soziale Rechtsstaat 
kann es nicht zulassen, daß wirtschaftlich schwache Bürger 
aus Gründen unzumutbarer finanzieller Belastung von recht­
licher Beratung oder gar von effektivem Rechtsschutz ausge­
schlossen werden. Das sogen. Armenrecht bietet nur dort eine 
Hilfe, wo es zu einem gerichtlichen Verfahren kommt. 
Daher hat die CDU Saar für sozial schwache Bürger ein Modell 
kostenfreier Rechtsberatung geschaffen, das schon bald ver­
wirklicht werden soll. 
Danach kann jeder Ratsuchende, dessen Einkommen bzw . Ver­
mögen eine gewisse Höhe nicht übersteigt, einen Rechtanwalt 
seiner Wahl aufsu chen und sich beraten lassen. Die Kosten 
werden vom Ministerium für Rechtspflege übernommen. 
Wir glauben, daß diese Maßnahme wesentlich dazu beiträgt , 
die Chancengleichheit aller Bürger vor dem Recht zu ge­
währleisten und das Vertrauen in unsere Rechtsordnung zu 
stärken. 
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Der freiheitliche Rechtsstaat gewährleis tet Schulz w1d ll e!'hts­
sicherheit dem einzelnen w1d der Ge m eins chaft. Gara nten 
dieses Rechtss chut zes und R echtsfriedens sind eine moderne 
Gesetzgebung w1d eine l eistungsfähige Rechtspflege , in der djc 
G erichte ihre Aufgaben durch unabhängige Ri chter erfüllen . 

Um die Sonderstellung der rechtssprechenden Gewalt stärker 
zum Ausdruck zu bringen und die Vereinheitlichung des gericht­
lichen Verfahrens zu fördern.hat die CDU Saar ein eigenes 
Rechtspflegeministerium mit umfassender Kompetenz geschaf­
fen . Das von der CDU Saar eingebrachte Gesetz zur Neuorgani­
sation der ordentlichen Gerichte im Saarland soll leistungs fä ­
higere und rationeller arbeitende Gerichtseinheiten schaffen. 
Darüber hinaus fordert die CDU Saar : 

eine Ausbildung, die den Richtern das zum V erständnis 
einer sich ständig wandelnden Gesellsch aft e rforderliche 
Rüstzeug vermittelt 

den stärkeren Einsatz technischer Hilfsmittel (z . B . : 
elektronischer Datenbanken), die es im lnteresse der 
Rechtssuchenden ermöglichen. Entscheidungen anderer 
Gerichte in ähnlich gelagerten Fällen sowie wissenschaft ­
liche Erkennt'li.sse umfassend und schnell nutz bar zu 
machen. 

Rett ungsdienst 

Die CDU Saar unterstützt die in den l etzten Jahren von der 
Landesregierung in Zusammenarbeit mit den Hilfsorganisa­
tionen vorgenommenen Verbesserungen des saarländischen 
Unfallrettungsdienstes, der nunmehr über einen stattlichen 
Park modern ausgestatteter Krankentransport- und Rettungs­
wagen verfügt . Sie fordert eine zügige Durchführung des von 
der Landesregierung eingebrachten Rettungsdienstgesetzes . 

Dabei kommen der Organisation und der künftigen Finanzie­
rung des Rettungsdienstes besondere Bedeutung zu. 

Die CDU tritt für eine baldige Bildung des Rettungszweck­
verbandes und die zügige Einrichtung der im Gesetz vorge­
sehenen Rettungsleitstelle ein. Sie hält außerdem den ge­
planten zentralen Bettennachweis für dringend erforderlich. 

Die CDU Saar begrüßt im übrigen das im Gesetz enthaltene 
Finanzierungsmodell, das die Betriebskosten den Benutzern 
(z . B. den Krankenkassen) auferlegt und für die Investitions ­
kosten eine anteilige Finanzierung durch Land, Rettungs­
zweckverband, Gemeinde und Hilfsorganisation vorsieht. 

Die C DU erwartet ferner, daß dur i:: h Vereinbarung kosten­
deckender ßeförderungsentgelte im Rahmen des Gesetzes 
künftig Defizite im Bereich des Notfall- und Krankentrans­
portwesens vermie den we rden . 

Das Saarland ist das dritte Bundesland, das den Rettungs­
dienst auf gesetzliche Grundlage gestellt hat. 
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Schulregion 

Im Interesse der Chancengerechtigkeit ist das Bildungssystem 
räumlich so zu ordnen, daß ein vielfältiges, breit gefächertes 
Angebot an Schulen in zumutbarer Entfernung für die jungen 
Menschen bereitgehalten wird. Diese Verpflichtung kann in der 
Schulregion verwirklicht werden . 

Die im Programm "Bildung in Stufen" im Jahre 1970 zugrunde­
gelegte Konzeption der Schulregion kann nun auf der Grund­
lage des am 1 Aueust 1974 in Kraft getretenen Schulordnungs­
gesetzes umeesetzt werdm.. Zentrales Organ jeder Region ist 
die Schulregionkonferenz, die entsprechend dem gleichfalls 
am 1. August 1974 in Kraft getretenen Schulmitbestimmungs­
gesetz gebildet wird . 

Die Schulregion wird die Bildungseinrichtungen von der Grund­
schule bis zum Abschluß des Sekundarbereichs II (Oberstufe 
des Gymnasiums, berufliche Schulen) umfassen und bei der 
Bestimmung 1,eruflicher Bildungswege auch die wirtschaft­
liche und soziale Struktur des Gebietes berücksichtigen. 

Die Schulregion stellt somit ein organisiertes Verbundsystem 
zwischen den verschiedenen Schulformen und Schulstufen dar. 
Damit verbinden sich drei wesentliche Ziele: 

1. Das Bildungssystem trotz seiner Differenzierung für Eltern 
und Schüler durchsichtiger zu machen, 

2. Anstöße zu einer engeren pädagogischen und organisato­
rischen Zusammenarbeit zu geben und 

3. die vorhandenen schulischen Einrichtungen wirkungsvoller 
zu nutzen und die verfügbaren Finanzmittel rationell ein­
zusetzen . 

Service- Haus 

Ehe und Familie bilden die natürliche Grundlage des Gemein­
schaftslebens. Die Lebens- und Arbeitsbedingungen der mo­
dernen Industriegesellschaft erschweren indes ein gemein­
sames Familienleben: Ehe und Familie sind in Gefahr. Eine 
wesentliche Voraussetzung zur Abwendung dieser Gefahr ist 
die kinder- und familiengerechte Wohnung. Deshalb muß der 
soziale Wohnungsbau stärker nach den Bedürfnissen von 
Müttern und Kindern ausgerichtet werden . Das familienge­
rechte Modell der Service-Häuser soll auch im Saarland er ­
probt werden. 

Es handelt sich hierbei um eine Wohnform, die mit einer 
ganzen Palette an Dienstleistungen gekoppelt ist. Dazu ge­
hören z. B . : Kindertagesstätten, Kinderkrankenstuben, 
Drugstore, Putzdienst. Sie ermöglicht zeitgemäße, part­
nerschaftliche Lebensvollzüge; sie erweitert den Lebens­
raum für Mütter, damit die einzelne Mutter frei entschei­
den kann, ob sie voll Hausfrau sein möchte oder nach der 
Geburt eines Kindes ihre berufliche Tätigkeit fortsetzen 
will; sie sichert den Kindern ihr Recht auf Erziehung, 
Sozialisation und Geborgenheit; sie fordert zu mehr ge ­
meinsamem Wohnen auf, ohne es erzwingen zu wollen; 
sie mindert Vorzüge der Kleinfamilie - ihre Privatheit -
nicht, beendet aber ihre Nachteile - die Vereinsamung. 

Sicherheit, innere 

Die Gewährleistung und Verbesserung der inneren Sicher­
heit ist eine permanente Aufgabe, die nur in engem Zu­
sammenwirken mit den anderen Bundesländern, dem Bund 
und den europäischen Nachbarn gelöst werden kann. Der 
Begriff umfasst neben der allgemeinen Rechtssicherheit, 
den Rechtsschutz durch die Behörden, den Schutz vor 
Kriminalität, Gewalttätigkeiten und Terror. 

Zur Erhaltung und Verbesserung der inneren Sicherheit 
wollen wir insbesondere 

Die Möglichkeiten der Ursachenforschung im Bereich 
der Kriminalität und der Verkehrssicherheit nutzen 
und deren Ergebnisse vorbeugend unserer Bevölkerung 
zugänglich machen. 

Gewalttätern und Systemüberwindern mit aller Ent­
schiedenheit entgegentreten. 

Insbesondere müssen Polizei und Strafverfolgungsbehörden 
angemessen instandgesetzt werden, um ihre schwierigen 
Pflichten nach streng rechtsstaatlichen Grundsätzen er­
füllen zu können . Dies erfordert auch, daß die Vor-, Aus­
und Weiterbildung unser er Polizei systematisch verbessert 
wird, und daß die Unterbringung, die Ausstattung und die 
Au srüstung der Polizei den modernen Erkenntnissen und 
der technischen E n twicklung angepaßt werden. 



Sicherheit im Straßenverkehr 

Die Sicherheit im Straßenverkehr läßt sich nicht dadurch er­
höhen, daß man die Fahrweise des Autofahrers durch immer 
drastischere Ge- und Verbote reglementiert. Wie sich in der 
jüngsten Vergangenheit wieder gezeigt hat, sind solchen Ge­
setzen höchstens kurzfristige Erfolge beschert. Die CDU 
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will durch verstärkte Aufklärungsarbeit und durch intensive 
Verkehrserziehung in den Schulen und den Betrieben das 
Verantwortungsbewußtsein nicht nur des Kraftfahrers, son­
dern auch der übrigen Ver'.cehrsteilnehmer stärken. Darüber­
hinaus müssen viele praktische Maßnahmen ergriffen wer­
den, so z. B .: 
- Neubau von Ortsumgehungen 
- Beseitigung von schienengleichen Bahnübergängen 
- Umbau von sonstigen Unfallschwerpunkten wie Kreuzungen 

und unübersichtlichen Kurven 
- verstärkter Gebrauch von Richtgeschwindigkeiten. 

Soziale Dienste, Sozialstationen 

Unter sozialen Diensten versteht man heute die in iividuelle 
Betreuung und Pflege, insbesondere von kranken und alten 
Mitmenschen, aber auch von Familien, die aus besonderen 
Umständen und Ursachen der mit!nenschlichen und nachbar­
schaftlichen Hilfe bedürfen . 

Diese Aufgaben, die früher innerhalb der Großfamilie wahr­
genommen wurden, müssen heute von der Gesellschaft er­
bracht werden. Die wachsende Berufstätigkeit der Frau, so­
wie der durch steigende Lebenserwartungen immer größer 
werdenle Anteil alter Menschen an der Gesamtbevölkerung, 
lassen die Probleme noch dringender erscheinen. Es muß 
daher eine entsprechende Organisationsform gefunden wer­
den, in der soziale Dienstleistungen zentral angeboten wer­
den. 
Im einzelnen gilt es : 

Die Isolierung zu mildern durch Schaffung von Begeg­
nungsmöglichkeiten, durch Einrichtung von Besuchs­
diensten, durch Hilfen, die zur Selbsthilfe anregen; 

Die offene Kranken-, Alten- und Familienpflege verstärkt 
zu fördern und damit alten, kranken w1d alleinstehenden 
Menschen zu ermÖglichen, solange wie möglich in ihrer ge­
wohnten Umgebung, unter Wahrung ihrer Selbständigkeit und 
persönlichen Freiheit, zu leben, sowie die Weiterführung des 
Haushaltes bei Familien zu gewährleisten, wenn die Mutter 
ausfällt; 

Uie Eingliederung und Integration Behinderter zu fördern; 

Den Suchtkranken durch eine intensive Beratung und Be­
treuung zu he>lfen; 

Überforderte Mütter zu entlasten; 

Hilfe für besonders hen;ichteiligte und in Not geralC'nP MPn­

schen anzubieten. 
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Eil._ optimale Koordination sozialer Dienste ist durch die 
Zusammenlegung der Bereiche Jugend- und Sozialhilfe, Fa­
milien und Gesundheit und Sozialordnung gewährleistet. Ein 
detaillierter Landessozialplan soll im Rahmen der Landes­
entwicklungsplanung die soziale Infrastruktur unseres Landes 
stetig und gezielt verbessern. Dabei werden wir überall, wo 
es möglich is\ der Eigeninitiative der freien Träger vor all­
umfassender staatlicher Planung den Vorzug geben . 

Als eine moderne Konzeption und zur Zusammenfassung sozial­
pflegerischer Dienste hat die CDU -Landesregierung mit dem 
Aufbau von Sozialstationen in den Städten und Gemeirrl en be­
gonnen. Durch weiteren Ausbau soll in den nächsten Jahren 
ein ganzes Netz solcher Einrichtungen geschafffen werden. 

Sport, Sportförderung 

Der Sport erfährt an der Saar eine besondere Förderung. 

Die Landessportkonferenz hat eine wi!Xungsvolle Koordinierung 
der Maßnahmen von Gemeinden, Landkreisen, Land, Sport­
verbänden, Vereinen, Schule und Hochschule ermöglicht. Der 
von der Landessportkonferenz erarbeitete Netzplan für den Bau 
von Spiel- , Sport- und Schwimmhallen trägt sowohl den Bedürf­
nissen der Bevölkerung, der schulischen Leibeserziehung als 
auch des Vereinssports Rechnung . 

In diesem Netzplan sind 26 neue Sp'.'rthallen unn 12 neue Schwimm­
hallen, darunter 1 Schwimmhalle mit 50 m-Becken vorgesehen. 
Ein im vergangenen Jahr verabschiedetes Sonderfinanzierungs­
programm wird es ermöglichen, daß diese umfangreichen Inve­
stitionsvorhaben spätestens 1976 abgeschlossen sind . Dann wird 
das Saarland über 55 moderne Sporthallen (20 x 40 m und größer), 
37 Hallenbäder (mit 25 m-Becken) und 56 Freibäder verfügen 
und damit von allen Bundesländern das mit Abstand dichteste 
Netz gedeckter Sportstätten aufweisen. Zu diesen Anlagen, die 
wegen ihrer Größe überörtliche Bedeutung haben, kommen folgen­
de bereits jetzt vorhandene Sportstätten hinzu: 

425 Sportplätze 
400 Schulturnhallen 

12 
30 

241 
16 

1612 
250 

6 
67 
11 

Kleinstschwimmhallen 
Lehrschwimmbecken 
Tennisplätze 
Tennishallen 
Schießsportanlagen 
Kegelbahnen 
Luftsportanlagen 
Reitsportanlagen 
Wassersportanlagen 

Neben der Förderung des Breitensports gelten die Bemühungen 
vor allem dem Schulsport, insbesondere an beruflichen Schulen. 
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Steuerreform 

Die CDU Saar fordert: Das geltende Recht muß im Rahmen 
einer umfassenden und stufenweise zu verwirklichenden Steuer­
reform den gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Zielen ent­
sprechend neu gestaltet werden. Dazu fordern wir von einer 
fortschrittlichen Steuergesetzgebung: 

über eine durchgängig progressive Tarifgestaltung die Lasten 
so zu verteilen, daß eine ausgewogenere Einkommensvertei­
lung und gerechtere Vermögensbildung bewirkt wird, 

eine verbe.sserte Eigenkapitalausstattung der Unternehmen 
zu erleichtern, 

die Beteiligung breiter Schichten der Bevölkerung am Pro­
duktivkapital zu fördern, 

eine wettbewerbsneutrale Gestaltung, 

- Konzentration auf wenige Steuern, 

- Abbau von Steuervergünstigungen und Ersatz durch offene 
Subventionen, 

eine einfache Ausgestaltung, um den Verwaltungsaufwand in 
vertretbaren Grenzen zu halten und dem Staatsbürger die 
Übersicht zu erleichtern, 

die Berücksichtigung internationaler Konkurrenzfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft, 

die Harmonisierung der Steuersysteme in der EG, 

Steuerhinterziehungen stärker zu erfassen; der Steuerflucht 
entgegenzuwirken. 

UMWELTORDNUNG 

Wie in jedem industriellen Ballungsraum in Ost und W~st tre­
ten die umweltpolitischen Ziele auch im Saarland an die Spitze 
des politischen Handelns. Dabei ist einer ausgewog_enen Um­
weltpolitik die Umwelthysterie ebenso abträglich wie die So_rg­
losigkeit, die uns alle die Umwelt sehr lange •Um Null-Tarif 

mißbrauchen ließ. 

Die Bewältigung der Umweltgefahren erfordert keine aUzu­
ständige Planwirtschaft. Diese Gefahren werden von e111er 
weiterentwickelten und konsequent verwirklichten Marktwirt­
schaft am besten überwunden oder vermieden. Die CDU Saar 
bekennt sich daher grundsätzlich zu einer marktwirtschaftlich 
a usgerichteten Umweltpolitik. 
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Nur die konsequente Anwendung des Verursacherprinzips wird 
uns auf Dauer eine lebenswerte Umwelt sichern können. Es ent -
spricht nicht nur marktwirtschaftlichen Prinzipien, sonderi; ist 
auch mit den geringsten volkswirtscl-a ftlichen Kosten ver-
bunden, wenn jeder Verursacher von Umweltschäden den Scha­
den, den er der Gemeinschaft zufügt (soziale Kosten), materiell 
wieder abgelten muß. 

Die Grundlage unserer Umweltpolitik ist eine umfassende Um­
weltordnung: 

Sie ist eingebunden in eine langfristige Pl<lilung. Denn wichti­
ger als die Beseitgung vorhandener, ist die Vermeidung 
kommender Umweltgefahren. 

Sie erfaßt alle schwerwiegende Eingriffe in Landschaft und 
Naturhaushalt. Die Schaffung eines einheitlichen Mini steriums 
für Umwelt, Raumordnung und Bauwesen hat eine sinnvolle 
Koordination aller Einzelmaßnahmen ermöglicht. 

Zu den vielgestaltigen Aufgaben einer umfassenden Umweltpoli­
tik gehören: 

Der Schutz und die Gestaltung der Landschaft . 
Die Gestaltung der Siedlungen. 
Die Wasserversorgung und die Reinhaltung des Wassers. 
Die Reinhaltung der Luft. 
Die Fekämpfung des Lärms . 
Die Abfallbeseitigung. 
Der Schutz vor Strahlenbelastungen. 
Der Schutz vor Belastung mit Bioziden. 

Bei der Bewältigung dieser Aufgaben wurden in den zurückliegenden 
Jahren bereits beachtliche Erfolge erzielt. So wurden zur 
Sicherung der Wasserversorgung und zum Schutz des Grund­
wassers bisher 15 Schutzgebiete festgesetzt. 20 weitere Verfah­
ren zur Festsetzung von Wasserschutzgebieten sind in Vorbe­
reitung. 

Für Maßnahmen der Abwasserbeseitigung wurden erhebliche Inve­
stitionen getätigt (seit 1970 mehr als 180 Mio DM). Heute sind 
rd. 95 "/o der Bevölkerung an die öffentliche Kanalisation ange­
schlossen. 50 "/o der Abwässer werden zur Zeit durch zentrale 
Kläranlagen geklärt. Weitere Maßnahmen, die zur Erhaltung bzw. 
Sanierung des Gütezustandes der saarländischen Gewässer notwen­
dig sind, werden in dem Sonderplan "Abwasserbeseitigung im 
Saarland" zusammengestellt. Die Durchführung dieses Programmes 
erfordert die Errichtung weiterer 120 kommunaler Kläranlagen ein­
schließlich der erforderlichen Hauptsammler. Die entsprechen-
den Maßnahmen sollen in einem Zeitraum von 15 Jahren fertig­
gestellt werden. 

Im Bereich der Luftreinhaltung ist seit drei Jahren ein erfreu­
licher Rückgang der Staubbelastung zu verzeichnen. Dies ist im 
wesentlichen auf die erheblichen Investitionen der Saarhütten 
zurückzuführen, die seit 1960 für diesbezügliche Maßnahmen ca. 
124 Mio DM aufgewandt haben. 
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Auf der Grundlage dieser erfreulichen Entwicklungstendenzen 
wird sich künftig eine Schwerpunktverlagerung zu einer umfassen­
den Umweltplanung ergeben. 

So erfordern Naturschutz und Landschaftspflege eine umfassende 
Ordnung von Natur und Landschaft . Im Konflikt zwischen den 
Nutzungsinteressen der Gesellschaft und den Erfordernissen 
von Natur und Landschaft muß dabei ein angemessener Aus­
gleich gefunden werden. Diesem Ziel dient die Aufstellung des 
Raumordnungsteilplanes "Landschaft" ebenso wie die Aufstellung 
eines landschaftspflegerischen Rahmenplanes. Das neue saar­
ländische Naturschutzgesetz wird hierfür wichtige Vorausset­
zungen schaffen. 

Weitere wichtige Elemente einer umfassenden Umweltplanung 
sind 

die Festlegung der Entwicklungsziele der Raumordnung in 
Raumordnungsteilplänen 

der Aufbau eines automatisierten Immissionsmeßsystems 
in den Belastungsgebieten als Grundlage für die Erstellung 
von Emissionskatastern und Luftreinhaltungsplänen 

- die Wiederverwendung ungenutzter Industrieflächen. 

Unternehmensrecht 

Unter dem Vorsitz von CDU -Generalsekretär Prof. Kurt 
Biedenkopf und dem Vorsitzenden der Sozialausschüsse Hans 
Katzer ist eine Fachkommission damit beschäftigt, eine umfas­
sende Neugestaltung des Unternehmensrechts zu erarbeiten. 

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer ist Ausdruck christlich 
sozialen Gedankengutes und eine Grundlage der sozialen Markt­
wirtschaft. Wir wo1len die gleichberechtigte Kooperation der 
im Unternehmen tätigen Kräfte, denn die Würde des arbeitenden 
Menschen verlangt seine Teilhabe an den Entscheidungen, die die 
Bedingungen für seine Arbeitswelt setzen. Eines der wichtigsten 
Ziele der Mitbestimmung ist die Humanisierung der Arbeits­
bedingungen. 
Das neue Unternehmensrecht soll: 

den im Unternehmen arbeitenden Menschen als MitglEd des 
Sozialverbandes Unternehmen behandeln und nicht wie bisher 
nur als Außenstehenden, der unter Vertrag genommen ist; 

ein partnerschaftliches Verhältnis von Arbeitnehmer, Kapital­
eigner und Unternehmensleitung auf der Grundlage der Parität 
gewär leisten; 
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den ordnungspolitischen Zusammenhang von Koalitionsfrei­
heit, Privateigentum und Unternehmensautonomie im Rahmen 
der Sozialen Marktwirtschaft sichern; 

den Übergang von der institutionellen zur gleichberechtigten 
gesellschaftsrechtlichen Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
ermöglichen. 

Verbraucherschutz 

Um einen bestmöglichen Verbraucherschutz zu garantieren, hat 
sich die CDU Saar folgende Ziele gesetzt: 

Einsetzen eines Verbraucherbeirates auf Landesebene; 
- Verbraucheraufklärung im Unterricht für alle Schulformen 

und -stufen; 

- Koordinierung der Verbraucherinteressen mit den berech­
tigten Interessen des Einzelhandels und des Mittelstandes; 

- Verstärkter Schutz des Verbrauchers vor unlauteren Geschäfts­
methoden; 

- Umfassender Schutz des Verbrauchers gegen Gesundheits­
gefährdungen; 
Garantieverlängerung bei langlebigen Gütern. 

Vermögensbildung 

Für die CDU stellt die Vermögenspolitik eine konsequente Ver­
wirklichung ihrer Grundwerte dar. Die Politik der CDU ist 

für soziale Marktwirtschaft und gegen sozialistische Plan­
wirtschaft, 
für soziale Partnerschaft und gegen Klassenkampf, 
für persönlich verfügbares Miteigentum am Produktivvermö­
gen und gegen Kollektiv-=igentum . 

Unser Programm für eine persönliche Teilhabe der Arbeitnehmer 
am Gewinn und Kapital in der Wirtschaft ist eine Kampfansage an 
die Gegner unserer Gesellschaftsordnung; es ist überzeugende 
Antwort und konsequente Alternative zu kollektivistischen Vor­
stellungen. 

Wir lehnen daher alle Pläne ab, in denen die private Konzen­
tration durch öffentliche Kona.mtration erset zt und über zentrale 
Fonds den Bürgern wesentliche Verfügungsrechte vorenthalten 
werden sollen; ebenso unvertretbar ist es, die Vermögenspolitik 
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auf Sparförderung und Eigentumsbildung zu beschränken; sie 
soll vielmehr bewußt auf eine Änderung der Verteilung des Ver­
mögenszuwachses und damit auf einen Abbau der Vermögens­
konzentration abzielen. 

Christlich-demokratische Vermögensbildungspolitik will er­
reichen, daß alle unselbständig Tätigen ebenso wie die selbstän­
dig Tätigen persönliche Miteigentümer am Produktivvermögen 
werden und über ihr Eigentumsrecht frei verfügen können. 

Für den Erwerb dieses Eigentums erhält jeder Arbeitnehmer 
zusätzliches Einkommen und zwar entweder als Beteiligungs­
lohn (Ertragsheteiligung) oder als investive betriebliche 
Gewinnbeteiligung. Die für die Vermögensbildung von der 
Wirtschaft aufzubringenden Mittel sollen in Beteiligungswerten 
angelegt werden, damit sie der Wirtschaft voll für Investitionen, 
Wachstum und Vollbeschäftigung bei gleichzeitiger Verbesserung 
der Finanzierungsstruktur erhalten bleiben. 

Über die Möglichkeiten betrieblicher Ertrags- und Gewinnbe­
teiligung hinaus werden wir ein Konzept erarbeiten, um auch 
Hausfrauen und Rentner am Produktivvermögen der Wirtschaft 
zu beteiligen. 

Verwaltung 

Organisation und Praxis der öffentlichen Verwaltungen dürfen 
nicht durch historische und hierarchische Gegebenheiten be­
stimmt werden: sie müssen sich vielmehr nach den Erforder­
nissen eines modernen Staatswesens richten und neue Formen 
der Zusammenarbeit zwischen Staat, Wirtschaft, sozialen und 
kulturellen Bereichen ermöglichen. 

Im Rahmen einer umfassenden Funktionalreform fordert die 
CDU Saar die sinnvolle Neuregelung von Zuständigkeiten und 
Ressorts, verbesserte Kooperation und Information, Rationali­
sierung durch Einführung der elektronischen Datenverarbeitung. 
Ziel unserer Bemühungen ist eine leistungsfähige Verwaltung, 
zugänglich für jeden, durchschaubar und verständlich in ihren 
Arbeitsgängen, Zuständigkeiten und dienstlichen Abhängigkeiten . 

Mit der Gebiets- und Verwaltungsreform hat die CDU Saar einen 
erfolgreichen Anfang gemacht; Leistungsfähigkeit und Bürger­
nähe. der Verwaltungen konnte verbessert werden . Diese Politik 
wollen wir fortsetzen; denn die Behörden sollen nicht als Vorge­
setzte der Öffentlichkeit tätig werden, sondern als deren dienende 
Helfer. 

Vo ~1ulische Erziehung 
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Vorschulische Erziehung ist familienergänzende Erziehung. Sie 
ist die Grundlage für ChancengerechtigkeH im Bildungswesen. 
Das bedeutet nicht frühe Verschulung des Kindes, wohl aber 
kindgemäße Förderung und Vorbereitung auf die Schule hin. 

Diesem Ziele dienen: 

die vor einem Jahr an allen vorschulischen Einrichtungen 
eingeführten Rahmenrichtlinien 

die Ausgestaltung der Rahmenrichtlinien 

die Fortbildung der Erzieherinnen und Kinderpflegerinnen 

das Gesetz zur Förderung der vorschulischen Erziehung, 
- das die Finanzierung regelt, 
- das die Mitwirkung aller Beteiligten, insbesondere der 

Eltern in Vorschulausschüssen ermöglicht, 
- das den Wirkungskreis der freien Träger sichert. 

Für 80 % aller drei- bis fünfjährigen Kinder stehen bereits 
heute Plätze zur Verfügung, ab 1977 soll das Platzangebot für 
alle Drei- bis Fünfjährigen ausreichen. 

Dies sind die nächsten Schritte: 

Weiterentwicklung der Inhalte vorschulischer Erziehung 

Individuellere Ausgestaltung der Erziehungsarbeit 

Verbesserung der Raum-, Sach- und Personalausstattung 

Neugestaltung der Ausbildung der Erzieherinnen und 
Kinderpflegerinnen . 

Wettbewerb 

Die CDU fordert die Neufassung des Wettbewerbsrechtes . Hier­
bei muß überprüft werden, ob angesichts der wachsenden Unter­
nehmenskonzentration der Wettbewerb durch Entflechtung ge­
sichert werden kann. 

Zur Sicherung des Wettbewerbs darf der Wettbewerbshüter 
"Kartellamt" nicht zur Preiskontrollbehörde umfunktioniert wer­
den. Sein Instrumentarium muß gleichwohl ordnungspolitisch so 
perfekt und ausreichend sein, daß es die wirtschaftlichen Mächte 
kontrollieren kann. 

Das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb muß dahingehend 
erweitert werden, daß mittelständische Betriebe nicht der Macht 
von Großunternehmen ausgeliefert werden . 
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Wohnen 

Wohnen heißt für die Union, einen Raum besi tzen für die pers ön­
liche Entfaltung, für das Familienleben, für die soziale Begeg­
nung und für Freizeit und Erholung. Dies muß jedem Bürger 
ermöglicht werden . 

Wohnen ist nicht begrenzt auf die eigenen vier Wände . Es 
umfaßt auch die Zuordnung von Dienstleistungen, von Versor­
gungsmöglichkeiten und Freizeitangeboten. Ein dementsprechend 
umfassendes und hochwertiges Angebot ist nur in der größeren 
Gemeinde möglich. 

Ein möglichst vielfältiges Wohnungsangebot muß dem Bürger 
zur Auswahl gestellt sein, damit er seinen Ansprüchen und Be­
dürfnissen Rechnung tragen kann. Die Bedürfnisse von Familien 
mit Kindern und von älteren Menschen müssen dabei in beson­
derem Maße berücksichtigt werden. 

Eigenheim und Eigentumswohnung und Mietkaufwohnung 
sind gleichwertige Formen der Eigentumsbildung. 

Die CDU strebt eine humane Umwelt an . Im Bereich der Städte 
und Gemeinden bedeutet das die Schaffung von Fußgängerzonen, 
in denen alle Bürger ungefährdet und ohne Angst am Leben der 
Allgemeinheit teilnehmen können. Es bedeutet aber auch die 
Einführung umweltfreundlicher Methoden zur Abfall- und Ab­
wasserbeseitigung, die Auslagerung störender Gewerbebe­
triebe aus Wohnlagen, die Bekämpfung von Lärm und Luft­
verschmutzung. 


